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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Kirsten Tackmann, Garen Lay, Eva Bulling-Schröter, 
Ralph Lenkert, Birgit Menz und der Fraktion DIE LINKE. 


Weiträumige Pestizidfrachten 


Pestizide, insbesondere leicht verdampfende, können sehr weiträumig abdriften 
(siehe Studie von TIEM Integrierte Umweltüberwachung GbR zum Ferntransport 
von Pestiziden, die vom Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher- 
schutz - LUGV — Brandenburg in Auftrag gegeben wurde). Wirkstoffe mit die- 
sem Risiko sind z. B. Pendimethalin und Prosulfocarb. Sie können aufgrund ihrer 
hohen Flüchtigkeit durch Thermik und Wind über weite Entfernungen verfrachtet 
werden und in Kulturen, die nicht mit den Wirkstoffen behandelt wurden, zu er- 
höhten Rückständen im Emtegut führen. Das gilt sowohl für konventionell wirt- 
schaftende als auch für Bio-Betriebe. 

Solche Verunreinigungen können dazu führen, dass Produkte nicht mehr wie vor- 
gesehen weiter verarbeitet oder vermarktet werden können, z. B zur Herstellung 
von Babynahrung. Der gesetzlich festgelegte Grenzwert für Pflanzenschutzmit- 
telrückstände beträgt bei Lebensmitteln für Kleinkinder und in Säuglingsnahrung 
0,01 mg/kg. Dieser Wert gilt nach dem Europäischen Arzneibuch auch für Pflan- 
zen zur pharmazeutischen Verwendung. Wenn die Grenzwerte von Landwirten 
unverschuldet durch Ferntransport von Pestiziden nicht eingehalten werden kön- 
nen, trägt der betroffene Betrieb den entstandenen materiellen Schaden, weil für 
femverwehte Pflanzenschutzmittel kein Verursacher ermittelt werden kann. 

Die EU-Genehmigung des Wirkstoffes Pendimethalin läuft am 31. Juli 2016 aus. 
Ein Verfahren zur Erneuerung der Zulassung des Wirkstoffs findet derzeit statt. 

Der Wirkstoff Prosulfocarb ist bis zum Oktober 20 1 8 genehmigt, demnach steht 
die Überprüfung der EU-Genehmigung im Jahr 2018 an. 

Auf der Agrarministerkonferenz vom 2. Oktober 2015 sprachen sich die Ministe- 
rinnen und Minister dafür aus, dass sich das Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft (BMEL) auf europäischer Ebene dafür einsetzen solle, dass 
neue Erkenntnisse hinsichtlich der Femverfrachtung bestimmter Pestizidwirk- 
stoffe, wie beispielsweise Pendimethalin oder Prosulfocarb, im Zulassungsver- 
fahren von Pestizidwirkstoffen Berücksichtigung finden muss. 

Im Zulassungsverfahren für Pflanzenschutzmittel wird nach Angaben des Bun- 
desamts für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) die hohe Ver- 
flüchtigungsneigung von Wirkstoffen berücksichtigt. Messungen wurden bisher 
allerdings nur bis zu einer Entfernung von 50 Metern vorgenommen, so dass wei- 
tere Abdriften bislang nicht bewertet wurden. 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bunderegierung aus den nachweisli- 
chen Pestizideinträgen über große Distanzen durch Ferntransport von Pesti- 
zidwirkstoffen über die Luft? 

2. Bei welchen weiteren leicht verdampfenden Pestizidwirkstoffen, außer Pen- 
dimethalin und Prosulfocarb, sind der Bundesregierung Abdriftrisiken seit 
wann bekannt, und welche Schlussfolgerungen hat sie daraus gezogen? 

3. Welche wissenschaftlichen Studien liegen der Bundesregierung zur Bewer- 
tung des ökologischen Risikos von weiten Abdriften in die natürliche Umge- 
bung vor, insbesondere auf Nicht-Zielorganismen? 

4. Wird die Bundesregierung Konsequenzen aus den Femverwehungen von 
Pestizidwirkstoffen durch die Luft ziehen und die Zulassungskriterien von 
Pestizidwirkstoffen oder die Einsatzbeschränkungen für Pflanzenschutzmit- 
tel überprüfen und entsprechend anpassen? 

Wenn ja, bis wann? 

Wenn nein, warum nicht (bitte ausführlich erläutern)? 

5. Welchen Anderungsbedarf sieht die Bundesregierung bezüglich der bislang 
geltenden Schadensersatzregelungen für betroffene Betriebe, wenn durch un- 
verschuldete Pestizidbelastung von Kulturen durch Femabdrift diese nicht 
wie vorgesehen verarbeitet und/oder vermarktet werden können und der Ver- 
ursacher des Pestizideintrages nicht festgestellt werden kann? 

Wenn nein, warum nicht? 

6. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bunderegierung daraus, dass Öko- 
Landwirte in der Verunreinigung ihres Emteguts durch weiträumige Pesti- 
zidfrachten einen schweren Eingriff in ihre Berufsausübung als Landwirt se- 
hen, wenn sie dadurch den Anbau bestimmter Kulturen einstellen müssen, 
wie den Vertragsanbau für Babynahrung? 

7. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, leichtflüchtige Pestizide, die 
über große Distanzen abdriften, zu verbieten? 

Wenn nein, warum nicht? 

8. Plant die Bunderegierung, nach den Ergebnissen der TIEM-Studie zum Fern- 
transport von Pestiziden, die vom LUGV Brandenburg in Auftrag gegeben 
wurde, bundesweite Untersuchungen zur Risikobewertung der Abdrift von 
Wirkstoffen, einschließlich der Möglichkeiten ihrer Veränderungen und Ver- 
breitung in Auftrag zu geben? 

Wenn ja, beabsichtigt die Bundesregierung dabei, nach den Empfehlungen 
der TIEM-Studie, auch vertiefte ökotoxikologische Untersuchungen einzu- 
beziehen? 

Wenn nein, warum nicht (bitte begründen)? 

9. Wie wird die Bundesregierung im Rahmen der notwendigen Zulassungsemeu- 
erung für Pendimefhalin im Juli 2016 und für Prosulfocarb im Okfober 2018 
dafür Sorge fragen, dass die Ergebnisse der möglichen weifräumigen Abdrift 
von Pestiziden über die Luft in die Prüfung einbezogen werden? 
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10. Welche Rückschlüsse zieht die Bundesregierung daraus, wenn das BVL bei 
Pendimethalin und Prosulfocarb davon ausgeht, dass diese leicht verdamp- 
fenden Wirkstoffe über die Luft nur zur Verwehung in einem Verbreitungs- 
umkreis von 50 Metern neigen, Studien aber, wie die zuletzt vom LUGV 
Brandenburg in Auftrag gegebene zu Femverffachtung von Pflanzenschutz- 
wirkstoffen, zeigen, dass weitaus größere Abdriften Vorkommen? 

11. Welchen konkreten Anderungsbedarf sieht die Bundesregierung im Zulas- 
sungsverfahren, um das Risiko von Einträgen durch Ferntransporte von 
leichtflüchtigen Pestizidwirkstoffen zu minimieren, und wie wird sie diesen 
Umsetzen? 

12. Was hat die Bundesregierung auf EU-Ebene unternommen, um der Auffor- 
derung der Agrarministerkonferenz vom 2. Oktober 2015 nachzukommen, 
sich dafür einzusetzen, dass die Erkenntnisse zu Femverffachtung bestimm- 
ter Pestizidwirkstoffe im Zulassungsverfahren generell berücksichtigt wer- 
den? 

13. Sieht die Bundesregierung eine Pestizidabgabe zur Einführung des Verursa- 
cherprinzips und zur Intemalisierang der Kosten als geeignet an? 

Wenn ja, von wem wurde das mit welchem Ergebnis geprüft, und wie wurde 
die Unfersuchung finanziert? 

Wenn nein, warum nicht? 

14. Will die Bundesregierung die Hersteller an den externen Kosten (Kosten für 
Umweltschäden, Artenverlust, Brunnenschließungen oder Krankheitskos- 
ten) beteiligen? 

Wenn ja, wie? 

Wenn nein, wamm nicht (bitte begründen)? 

15. Welche anderen Instmmente sind aus ihrer Sicht besser geeignet und wurden 
von wem und wie finanziert und mit welchem Ergebnis geprüft? 

16. Welche Notwendigkeit sieht die Bundesregierung für ein umfassendes bun- 
desweites Monitoring von Pestizidwirkstoffen in der Luft? 

17. Mit welcher Begründung und auf wessen Veranlassung wurde ein solches 
Monitoring im Jahr 2003 an Luftmessstationen des Bundes und der Länder 
eingestellt? 

18. Welche Rückschlüsse zieht die Bundesregierung aus dem Vorwurf eines ge- 
schädigten Landwirtes an das BVL, die Behörde negiere den aktuell in der 
Diätverordnung gesetzlich verankerten Grenzwert für Babynahrung und be- 
ziehe sich in ihrem Schreiben an ihn als Geschädigten allein auf den viel 
höheren Grenzwert der Rückstands-Höchstmengenverordnung als „unan- 
nehmbare Auswirkung“ für Erzeuger/Hersfeller (www.oekolandbau.nrw.de/ 
akfuelles/akfuelles_20 1 5/quarfal_3_20 1 5/Bioland_26-08- 1 5_Femfransporf_ 
Pesfiziden.php)? 

19. Wie wird nach Kennfnis der Bundesregierung die gehende Rechfslage der 
besonders sfrengen Grenzwerte für Pesfizidrücksfände zum Schulz von 
Säuglingen und Kleinkindern in der Lebensmitfelhersfellung umgesefzf, und 
welche Defizife siehf sie, und welchen Handlungsbedarf leite! sie daraus ab? 




Drucksache 18/9019 


-4- 


Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode 


20. Wie stellt die Zulassungsbehörde ihre gesetzliche Verpflichtung sicher, dass 
sich die Wirkung von Pestiziden auf die behandelten Kulturpflanzen be- 
schränkt und Auswirkungen vor ungewollten Einträgen auf entfernte Agrar- 
flächen ausgeschlossen werden? 

Welche Regelungslücken und Defizite gibt es? 

Wie und wann werden diese behoben? 

21. Welche Empfehlungen hat das BVL zur praktischen Lösung der Problem- 
lage, und bis wann sollen etwaige Maßnahmen wie umgesetzt werden? 

22. Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung wann und mit wel- 
chem Ergebnis unternommen oder veranlasst, um Landwirte über die weit- 
räumige Wirkung der Wirkstoffe Pendimethalin und Prosulfocarb aufzuklä- 
ren? 

23. Welche Unterstützung erhalten Landwirte seitens der Bundesregierung bei 
der Umstellung auf eine pestizidminimierende Bewirtschaftung ihrer Flä- 
chen? 

24. Sind der Bundesregierung Belastungen der Oberflächengewässer sowie 
Trinkwasserreservoirs durch die leicht verdampfenden Pestizide Pendime- 
thalin und Prosulfocarb bekannt? 

Wenn ja, wo? 

Berlin, den 24. Juni 2016 

Dr. Sahra Wagenknecht, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion 
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